
 

Gesetzentwurf  

Landesregierung  

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen und  

dem Freistaat Bayern über die Planfeststellung für den Neubau  

der Grenzwaldbrücke im Zuge der BAB A 7 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 19. Dezember 2021 den nachstehenden, durch Ka-
binettsbeschluss vom 13. Dezember 2021 gebilligten und festgestellten Gesetzentwurf dem Land-
tag zur Beschlussfassung vor. Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Minister für 
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen vertreten.  
 
 
 
A. Problem 

 Die Autobahnbrücke der BAB A 7 unmittelbar südlich der Landesgrenze zwischen dem Land 
Hessen und dem Freistaat Bayern ist dringend erneuerungsbedürftig; ein (Ersatz-)Neubau 
bedarf der Planfeststellung. Die Brücke liegt vollständig auf bayerischem Gebiet, die erfor-
derlichen Streckenanpassungen wirken sich jedoch nördlich der Brücke über rund 800 m 
auch auf hessisches Gebiet aus. 

 Da das Gesamtvorhaben somit die Landesgrenze überschreitet, bedarf es zur Durchführung 
eines einheitlichen Planfeststellungsverfahrens eines Staatsvertrages. Dabei handelt es sich 
um eine übliche Vorgehensweise. Bayern hat sich bereit erklärt, das Planfeststellungsver-
fahren durchzuführen. Der vorgesehene Staatsvertrag überträgt die Befugnis, für das kon-
krete Verfahren hoheitlich auf dem Gebiet des Landes Hessen tätig zu werden, auf den 
Freistaat Bayern. Der Staatsvertrag ist unterzeichnet. 

 
B.  Lösung 

 Der Staatsvertrag bedarf der Umsetzung durch ein Begleitgesetz. Der Entwurf des Begleit-
gesetzes liegt bei. 

 Die Einzelheiten der Planung, des Grunderwerbs und der Baudurchführung, die nicht das 
hoheitliche Planfeststellungsverfahren berühren, bedürfen keines Verwaltungsabkommens. 
Die bezeichneten Aufgaben werden sowohl auf hessischem als auch auf bayerischem Ge-
biet seit dem 1. Januar 2021 einheitlich durch die Autobahn GmbH des Bundes wahrge-
nommen. 

 
C.  Befristung 

 Keine. 
 
D.  Alternativen 

 Keine. 
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E. Finanzielle Auswirkungen 

 1.  Auswirkungen auf die Finanz-, Vermögens- und Erfolgsrechnung 
 

 Liquidität Ergebnis 

 Ausgaben Einnahmen Aufwand Ertrag 

Einmalig im 

Haushaltsjahr 

0 0 0 0 

Einmalig in künftigen 

Haushaltsjahren 

0 0 0 0 

Laufend ab  

Haushaltsjahr 2021 

0 0 0 0 

 
 2. Auswirkungen auf die mittelfristige Finanz- und Entwicklungsplanung 

  Keine. 
 
 3. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 

  Keine. 
 
F.  Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern 

 Keine. 
 
G.  Besondere Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 

 Das Gesetz wurde am Maßstab der UN-Behindertenrechtskonvention überprüft. Es bestand 
kein Änderungsbedarf. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  

 
Gesetz 

zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen und dem  
Freistaat Bayern über die Planfeststellung für den Neubau  

der Grenzwaldbrücke im Zuge der BAB A 7 
 

Vom 
 
 

§ 1 
Zustimmung zum Staatsvertrag 

 
Dem am 14. September 2021 und am 5. Oktober 2021 unterzeichneten Staatsvertrag zwischen 
dem Land Hessen und dem Freistaat Bayern über die Planfeststellung für den Neubau der Grenz-
waldbrücke im Zuge der BAB A 7 (von Str.-km 585,585 bis Str.-km 588,659) wird zugestimmt. 
Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Art. 3 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen bekanntzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung 
 
Der anliegende Staatsvertrag bedarf eines Umsetzungsgesetzes.  
 
Gegenstand des zwischen dem Land Hessen und dem Freistaat Bayern geschlossenen Staatsver-
trages ist die Planfeststellung für den Ersatzneubau der Autobahnbrücke „Grenzwaldbrücke“ der 
A 7. Die Brücke liegt unmittelbar südlich der Landesgrenze zwischen dem Land Hessen und dem 
Freistaat Bayern. Sie ist dringend erneuerungsbedürftig. Die Brücke liegt vollständig auf bayeri-
schem Gebiet, die erforderlichen Streckenanpassungen wirken sich jedoch nördlich der Brücke 
über rund 800 m auf auch hessisches Gebiet aus. Mit dem Staatsvertrag wird die Zuständigkeit 
für die Planfeststellung der in Hessen belegenen Projekthälfte auf den Freistaat Bayern übertra-
gen. Dieser hat sich bereit erklärt, die Planfeststellung für das Gesamtvorhaben durchzuführen 
und für dieses einen einheitlichen Planfeststellungsbeschluss zu erlassen. 
 
 
Wiesbaden, 19. Dezember 2021 
 
Der Hessische Ministerpräsident 
 
 
Volker Bouffier  

 
 

Der Hessische Minister für  
Wirtschaft, Energie, 

Verkehr und Wohnen 
Tarek Al-Wazir 

 
 
 

 
 
 
Anlage: Staatsvertrag 
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